SiADT %y FRANKFURT AM MAIN Straftenverkehrsamt o

Forderrichtlinie

der Stadt Frankfurt am Main zur Férderung des Erwerbs von
(E-)Lastenradern (Frankfurter Lastenrader)

Die Stadt Frankfurt behalt sich vor, zur Abwicklung des Forderprogramms einen Projekttréger einzusetzen. / Die Gesell-
schaft fiir integriertes Verkehrs- und Mobilitdtsmanagement Region Frankfurt RheinMain (ivm GmbH) wurde von der
Stadt Frankfurt am Main mit der Abwicklung der Forderrichtlinie ,Frankfurter Lastenrader mit Beschluss der Stadtver-
ordnetenversammlung vom 04.03.2021 § 7329 beauftragt.
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1. Ziel der Zuwendung

Mit diesem Forderprogramm gewahrt die Stadt Frank-
furt am Main einen bei zweckentsprechender Verwen-
dung nicht riickzahlbaren Zuschuss fiir den Erwerb
eines Lastenrades.

Die Stadt Frankfurt am Main unterstiitzt eine nachhal-
tige und umweltfreundliche Nutzung von alternativen
Verkehrsmitteln, insbesondere die Forderung von Rad-
verkehr, und schafft mit dem vorliegenden Forder-
programm einen Anreiz fiir die Beschaffung von (E-)
Lastenrédern. Damit sollen vor allem folgende Aspekte
zur Verbesserung der Lebensqualitat der Frankfurter
Birgerinnen und Burger und der allgemeinen Aufent-
haltsqualitat im 6ffentlichen Raum beitragen:

- Senkung der lokalen NOX-Emission im Sinne des
Luftreinhalteplans Hessen

- Senkung der lokalen CO2-Emission

- Entlastung der Strafien durch eine Reduzierung des
(ruhenden) motorisierten Individualverkehrs sowie

- Erh6hung des Radverkehrsanteils am Modal Split.

Das Forderprogramm wurde im Rahmen des Master-
plans 100% Klimaschutz', des Forderungskatalogs
des Radentscheides? und des Konzeptes der ,Fahr-
radstadt Frankfurt am Main“ vom 18.06.20192 auf
den Weg gebracht. Die vorliegende Richtlinie regelt die
Bedingungen, unter denen ab dem 15.04.2021 eine
Forderung fir (E-) Lastenrader in Frankfurt am Main
beantragt werden kann.

Die Forderung richtet sich nach den haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen der Stadt Frankfurt am Main,
insbesondere den allgemeinen Bewirtschaftungs-
vorschriften und den allgemeinen Richtlinien fir die
Gewahrung stadtischer Zuwendungen.

Zuwendungsfahige Mafinahmen

Gefordert wird der Kauf eines neuen zwei- oder drei-
radrigen Lastenrades. Konkret wird der Erwerb zweier
Formen von Lastenrédern gefordert:

a) Lastenrader ohne Elektroantrieb,

die durch Muskelkraft fortbewegt werden, mindestens
eine Lastenzuladung von 40 kg (zzgl. Fahrer/in-Ge-
wicht) ermdglichen und einen verldngerten Radstand
von mindestens 1,30 m aufweisen.
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b) Lastenrader mit Elektroantrieb,

deren Elektromotor nur hinzuschaltet, wenn in die Pe-
dale getreten wird (bis unter 25 km/h). Das Lastenrad
muss eine Lastenzuladung von mindestens 40 kg und
bis unter 150 kg (zzgl. Fahrer/in-Gewicht) ermég-
lichen und einen verldngerten Radstand von mindes-
tens 1,30 m aufweisen. Die Nenndauerleistung des
Hilfsantriebs darf 250 Watt nicht Ubersteigen.

Als Radstand bezeichnet man den Abstand zwischen
der Mitte des vorderen und des hinteren Rades.

Nicht zuwendungsfahig sind:

gebrauchte (E-) Lastenrader,

- nachtraglich vorgenommene Umbauten an her-
kémmlichen Fahrradern,

- Lastenanhénger jeglicher Art,

- Anhé&nger, die vornehmlich flr den Personentrans-
port gebaut sind,

- herkdmmliche Fahrrader und Fahrradzubehér,

- Schwerlasten-Fahrrader, die im Rahmen der Klein-
serien-Richtlinie des Bundes* forderfahig sind,

- E-Bikes, die auf Knopfdruck ohne Pedalunterstit-

zung fahren und bereits ab 6 km/h zulassungs-

pflichtig sind.

3. Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind

- Privatpersonen mit Hauptwohnsitz in Frankfurt am
Main.

- juristische Personen des privaten und des 6f-
fentlichen Rechts mit Sitz oder Niederlassung in
Frankfurt am Main.

Nicht antragsberechtigt sind

- Unternehmen, die in den letzten drei Steuerjahren
(im aktuellen sowie den beiden vorherigen Jahren)
bereits De-minimis-Beihilfen in einem Umfang von
200.000 € (im Falle von Unternehmen des Stra-
Rentransportsektors 100.000 €) erhalten haben.

- Unternehmen mit mehr als 50 Beschéftigten oder
einem Jahresumsatz von mehr als 5 Mio. Euro.

- Unternehmen, eingetragene Vereine, eingetragene
Genossenschaften und sonstige juristische Perso-
nen, Uber deren Vermdgen ein Insolvenzverfahren
beantragt und/oder erdffnet worden ist.

! Der Masterplan 100% Klimaschutz kann unter https://www.masterplan100.de/fileadmin/user upload/content/pdf/generalkonzept/Master-
plan_Klimaschutz Generalkonzept Langfassung.pdf eingesehen werden.

2 Die Forderungen konnen unter https://www.radentscheid-frankfurt.de/forderungen/ eingesehen werden.

3 Der entsprechende Beschluss kann unter https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR 895 2019.pdf eingesehen werden.

4 Kleinserien-Klimaschutzprodukte, Modul 5: Schwerlastenfahrrader https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien Klimaschutz-
produkte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html



https://www.masterplan100.de/fileadmin/user_upload/content/pdf/generalkonzept/Masterplan_Klimaschutz_Generalkonzept_Langfassung.pdf
https://www.masterplan100.de/fileadmin/user_upload/content/pdf/generalkonzept/Masterplan_Klimaschutz_Generalkonzept_Langfassung.pdf
https://www.radentscheid-frankfurt.de/forderungen/
https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_895_2019.pdf
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
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- Privatpersonen und freiberuflich Tatige, Gber deren
Vermdgen ein Insolvenzverfahren beantragt und/
oder erffnet worden ist.

- Antragsteller/innen (bei juristischen Personen
deren Inhaber/in), die eine Vermdgensauskunft
gemaf § 802c der Zivilprozessordnung oder § 284
Abgabeordnung abgegeben haben oder zu deren
Abgabe verpflichtet sind.

4. Art und Hohe der Zuwendung

Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfinanzie-
rung als einmalige und bei zweckentsprechender
Verwendung nicht rickzahlbare Zuwendung fiir den
Kauf eines (E-) Lastenrades geméaf Abschnitt 2 dieser
Richtlinie gewahrt.

Die Zuwendung betragt
a) 500 € bei Lastenradern ohne Elektroantrieb.
b) 1.000 € bei Lastenrddern mit Elektroantrieb.

Die Zahl der Zuwendungsantrage pro Zuwendungs-
empfangenden und Kalenderjahr wird flr die ge-
nannten Zuwendungsgegenstande auf maximal einen
Antrag pro Haushalt bzw. Sitz/ Niederlassung der
juristischen Person beschrankt. Wird eine Zuwen-
dung gewahrt, ist eine erneute Antragstellung und
Forderung erst nach Ablauf von sieben Jahren nach
Bestandskraft des Zuwendungsbescheids maglich.

. Zuwendungsvoraussetzungen

5.1. Eine Zuwendung wird nur flir den Erwerb eines
Neufahrzeuges gemaf Abschnitt 2 dieser Richt-
linie gewdhrt. Manahmen, die vor der Erteilung
des Bewilligungsbescheides begonnen worden
sind, kdénnen nicht geférdert werden. Als Maf3-
nahmenbeginn ist eine verbindliche Bestellung,
Anzahlung oder der Abschluss eines der Ausfiih-
rung zuzurechnenden Kaufvertrages zu werten.
Eine nachtrégliche Forderung bereits begonne-
ner oder abgeschlossener Manahmen ist damit
ausgeschlossen. Das Fahrzeug muss innerhalb
von drei Monaten nach Forderzusage beschafft
werden (Bewilligungszeitraum).

5.2. Eine Finanzierung des Fahrzeugs liber Finanzie-
rungsmodelle wie Ratenkauf, Mietkaufmodelle
oder Leasing ist ausgeschlossen.

5.3. Das geforderte Fahrzeug muss mindestens sie-
ben Jahre (Zweckbindungsfrist) nach Auszahlung
der Zuwendung auf das jeweilige Konto d. Zu-
wendungsempfangende in deren Besitz verblei-
ben und dem Zuwendungszweck entsprechend
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von ihnen genutzt werden. Bei einem Weiter-
verkauf oder einer dauerhaften Vermietung vor
Ablauf der Zweckbindungsfrist ist der Zuschuss
anteilig zuriickzuzahlen. Die Bewilligungsbehor-
de kann Ausnahmen von der Zweckbindungs-
frist und der erneuten Antragstellung gemaf
Abschnitt 2 dieser Richtlinie zulassen, wenn das
geforderte Fahrzeug durch Unfall 0.a. unver-
schuldet unbrauchbar geworden ist.

5.4. D.Zuwendungsempfangende verpflichten sich,
den mit dem Zuwendungsbescheid mitgeschick-
ten Aufkleber ,Lastenrad-FFM“ gut sichtbar auf
dem geforderten Fahrzeug anzubringen. Die
Stadt Frankfurt am Main will so viele Menschen
wie mdglich flir alternative Mobilitdtsformen be-
geistern und den Umstieg auf umweltfreundliche
Verkehrsmittel erleichtern. Damit maglichst viele
Menschen von dem Forderprogramm ,Frank-
furter Lastenrader” erfahren, soll das Aktionslogo
des Radfahrbiiros als Werbemafinahme gut
sichtbar an den erworbenen (E-) Lastenradern
angebracht werden. Es diirfen dabei gleich-
zeitig keine den gesetzlichen Werbeverboten
und Werbebeschrankungen widersprechende
- insbesondere rassistische, herabwiirdigende,
diskriminierende, sexistische Inhalte oder dgl. -
angebracht werden.

5.5. D.Zuwendungsempfangende verpflichten sich,
nach erfolgreicher Auszahlung der Zuwendungs-
summe an einer Evaluierung des Projektes
teilzunehmen. Die Stadt Frankfurt am Main
und die ivm GmbH sind bestrebt, die Rahmen-
bedingungen flr die Nutzung von (E-) Lasten-
radern als nachhaltige Mobilitadtsform dauerhaft
zu verbessern. Die individuellen Erfahrungen d.
Zuwendungsempfangende in der alltaglichen
Nutzung der (E-) Lastenrader liefern dazu wert-
volle Hinweise. Ebenso sollen die Qualitat und
der Nutzen der Richtlinie analysiert werden. Auf
Basis dieser Informationen kann die Richtlinie
weiterentwickelt und Empfehlungen an andere
Kommunen weitergegeben werden.

6. Allgemeine Forderbedingungen

Es gelten die folgenden allgemeinen Forderbestim-
mungen:

6.1. Die Forderung erfolgt auf der Grundlage des ent-
sprechend anwendbaren § 44 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung (LHO) und den hierzu
erlassenen vorlgufigen Verwaltungsvorschriften
(VV) in der jeweils geltenden Fassung sowie
nach Mafigabe dieser Richtlinie.
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6.2.

6.3.

6.4.

6.5.

6.6.

6.7.

6.8.

Bei dem vorliegenden Forderprogramm handelt
es sich um eine freiwillige Leistung der Stadt
Frankfurt am Main. Ein Anspruch auf Gewahrung
der Forderung besteht nicht. Vielmehr ent-
scheidet die Bewilligungsstelle aufgrund ihres
pflichtgeméfen Ermessens und im Rahmen der
verfligharen Haushalts- und Finanzmittel. Dabei
ist der Zeitpunkt des Eingangs der vollstandigen
Antragsunterlagen mafigebend.

Bei Nichteinhaltung der Zuwendungsvorausset-
zungen und Forderbedingungen ist der Zuschuss
vollstandig zuriickzuzahlen.

Es handelt sich um Leistungen aus offentlichen
Mitteln im Sinne des hessischen Subventions-
gesetzes vom 18. Mai 1977 (GVBI. 1, S. 199) in
Verbindung mit dem Subventionsgesetz vom 29.
Juli 1976 (BGBI. I, S. 2037). Die Antragsanga-
ben und Tatsachen, von denen die Bewilligung,
Gewahrung, Rickforderung, Weitergewdhrung
oder das Belassen der Zuwendung abhéngig
sind, sind subventionserheblich im Sinne des §
264 Strafgesetzbuch.

Die Forderung wird auf der Grundlage eines
schriftlichen Antrags, der unter https://www.
radfahren-ffm.de/642-0-Lastenrad-Foerderung.
html abgerufen werden kann, gewahrt.

Fiir die Bewilligung, die Auszahlung der Zu-
wendung, den Nachweis der Verwendung, die
Prifung des Verwendungsnachweises, ggf. die
Ricknahme oder den Widerruf des Zuwendungs-
bescheides und die Verzinsung gelten § 44 LHO
und die hierzu erlassenen VV entsprechend,
soweit nicht in dieser Forderrichtlinie Abweichun-
gen zugelassen sind, die §§ 48 bis 49a HVwWVIG
sowie die Bestimmungen des Hessischen
Verwaltungskostengesetzes (HVwKostG) in der
jeweils geltenden Fassung. Die Ricknahme oder
der Widerruf von Zuwendungsbescheiden kann
nach § 4 Abs. 4 HVwKostG kostenpflichtig sein,
sofern sie oder er auf Griinden beruhen, die die
Zuwendungsempfangerin oder der Zuwendungs-
empfanger zu vertreten hat.

Eine Kombination mit Férdermitteln anderer Ge-
bietskdrperschaften, die (E-) Lastenrader bereits
fordern, ist nicht zul&ssig.

Der Stadt Frankfurt am Main wird ein uneinge-

schréanktes Prifungsrecht, das im Rahmen von

ortlichen Erhebungen auch eine Einsichtnahme
in die Biicher, Belege und Unterlagen d. Zuwen-
dungsempfangende umfasst, eingerdumt sowie
Evaluierungen ermdoglicht.
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7. Antrag auf Zuwendung und einzureichende Unter-
lagen

7.1,

7.2,

7.3.

7.4,

7.5.

7.6.

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizu-
flgen:

- ausgefillltes und rechtkraftig unterzeichnetes
Formular fiir den Forderantrag

- Kostenvoranschlag einer Fahrradhandlung: aus
dem Kostenvoranschlag muss hervorgehen,
dass das ausgesuchte Modell den technischen
Anforderungen geméaf Abschnitt 2 dieser
Richtlinie entspricht

- Bestatigung des Hauptwohnsitzes bzw. des Sit-
zes/ der Niederlassung in Frankfurt am Main:
private Personen: Kopie des Personalaus-
weises/ Reisepasses/ Lichtbildausweis mit
Meldebestatigung
juristische Personen: Auszug aus dem zu-
standigen Register oder anderer geeigneter
Nachweis

- ausgefiilltes Formular der De-minimis-Erkl&-
rung fiir juristische Personen

Der Zuwendungsgebende bearbeitet die voll-
standig eingereichten Unterlagen. Bei Einrei-
chung eines unvollstandigen Antrags wird der
Zuwendungsgebende eine einmalige Aufforde-
rung zur Nachreichung erteilen.

Der Zuwendungsgebende entscheidet aufgrund
pflichtgemaRen Ermessens im Rahmen der zur
Verfligung stehenden Haushalts- und Finanzmit-
tel im Jahr der Férderung und in der Reihenfolge
des Eingangs der vollstdndigen Forderantrage.

Nach positiver Priifung erteilt der Zuwendungs-
gebende einen schriftlichen Zuwendungsbe-
scheid.

Falls der Forderantrag abgelehnt wird, erhalt

d. Zuwendungsempfangende eine schriftliche
Mitteilung tber die Ablehnung des Antrags. In
diesem Fall hat d. Zuwendungsempfangende die
ihr/ ihm bis dahin entstandenen Kosten selbst
zZu tragen.

Mit dem Erhalt des Zuwendungsbescheides hat
d. Zuwendungsempfangende drei Monate Zeit
das Fahrzeug zu kaufen. Fir den Fall eines Lie-
ferengpasses kann eine Verldngerung schriftlich
beantragt werden. Hierzu ist eine verbindliche
Kaufbestatigung vorzulegen und der voraussicht-
liche Liefertermin mitzuteilen.

Nach Erhalt des Fahrzeuges sind folgende Unter-
lagen vorzulegen:


https://www.radfahren-ffm.de/642-0-Lastenrad-Foerderung.html
https://www.radfahren-ffm.de/642-0-Lastenrad-Foerderung.html
https://www.radfahren-ffm.de/642-0-Lastenrad-Foerderung.html
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- Schlussrechnung in Kopie,

- Zahlungsnachweis in Kopie,

- unterschriebenes Formular des Mittelabrufs,

- Lieferschein mit Angabe der Rahmennummer
in Kopie,

- Foto des erworbenen Fahrzeuges mit dem gut
sichtbaren ,Lastenrad-FFM“-Aufkleber.

7.7. Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Vor-
lage und positiver Prifung der einzureichenden
Unterlagen per Uberweisung auf ein deutsches
Bankkonto des Zuwendungsempfangenden.

8. Beihilferechtliche Einordnung

Soweit das Programm den beihilferechtlichen Vor-
schriften der EU nach Art. 107 ff. des Vertrages tber
die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV)
unterliegt (Begiinstigung von Unternehmen), er-

folgt die Forderung nach der Verordnung (EU) Nr.
1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember
2013 uber die Anwendung der Art. 107 und 108 des
AEUV auf De-minimis-Beihilfen. In diesem Fall sind
die Informations- und Dokumentationspflichten von d.
Zuwendungsempfangende zu beachten; diese werden
mit den Antragsformularen und den Bewilligungsbe-
scheiden mitgeteilt.

9. Inkrafttreten der Richtlinie
Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Frankfurt am Main vom 04.03.2021 § 7329

ist die Richtlinie in Kraft getreten und gilt bis zum
31.12.2023.

Frankfurt am Main, der 04.03.2021

StrafRenverkehrsamt

Ihr Partner fiir Verkehrssicherheit

L





Barrierefreiheitsbericht



		Dateiname: 

		Förderrichtlinien_Lastenrad.pdf






		Bericht erstellt von: 

		Pedro Jonen, Herr, pj@thesurface.de


		Firma: 

		the surface new media GmbH





 [Persönliche und Firmenangaben aus Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“.]


Zusammenfassung


Es wurden keine Probleme in diesem Dokument gefunden.



		Manuelle Prüfung erforderlich: 2


		Manuell bestanden: 0


		Manuell nicht bestanden: 0


		Übersprungen: 2


		Bestanden: 28


		Fehlgeschlagen: 0





Detaillierter Bericht



		Dokument




		Regelname		Status		Beschreibung


		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.


		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei


		PDF (mit Tags)		Bestanden		Dokument ist PDF (mit Tags)


		Logische Lesereihenfolge 		Manuelle Prüfung erforderlich		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet


		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt


		Titel		Bestanden		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar


		Lesezeichen		Bestanden		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden


		Farbkontrast		Manuelle Prüfung erforderlich		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast


		Seiteninhalt




		Regelname		Status		Beschreibung


		Inhalt mit Tags		Bestanden		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags


		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags


		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent


		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden


		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags


		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern


		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts


		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten


		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht


		Formulare




		Regelname		Status		Beschreibung


		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags


		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf


		Alternativtext




		Regelname		Status		Beschreibung


		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext


		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird


		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Übersprungen		Geeignete Verschachtelung







Zurück zum Anfang
